
Für_ das jTach schlage wer kj_

Gesetz? BGB §3 817 Abs.2, 823, 98? ff 
Rechtssatz:
1, ) Der Fremdbesitzer, der den Rahmen seines Besitzrechts

überschreitet, haftet dem Eigentümer unter TJmstän-
# den nach. 3 990 33GB, in der Regel jedoch nach 5 823
• BGB» . . . . .

2. ) Ansprüche des Eigentümers gegen den Besitzer aus
den §3 823 und 987 ff BGB sind nicht deshalb aus­geschlossen, weil dieser aufgrund eines Vertrages 
besitzt, der wegen Verstosses gegen ein gesetzli­
ches Verbot oder gegen die guten Sitten nichtig1 
ist und daher einem Bereicherungsanspruch des Ei­
gentümers die Bestimmung desi § 817 Abs 2 BGB erit- 
gegenstehen würde» . ; :
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IV_ZE 33/50
Verbind et 
am 1 4» Juni 1951

gez Kleti, Just.Ang. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit 
der Y/itwe Franziska C geb0E ^ H ,  in

I^mi^strasse  ̂ ß9
Beklagten, Berufungsklägerin, Anschlussberufungs­

beklagten und Revisionsklägerin ? 
-Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt D r . ^ M ^ -

gegen
die Y/ilhelmine S,
P^^^strasse
Klägerin, Berufungsbeklagte, Anschlussberufungs­

klägerin und Revisionsbeklagte ? 
-Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat

in Df

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 31« Mai 1951 unter 
Mitwirkung der Blindesrichter Dr. Lersch, Ascher, 
Raske, Johannsen und Dr. Kregel für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
9« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düssei-
dorf vom 3. März 1950 - 9 U 25/48 - wird auf Ko­
sten der Beklagten zurückgev/iesen.

Von Rechts wegen.
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Tatbestand

Die IClägerin betrieb in l^^jjfetrasse
ein Haushaltswarengeschüft. Sie wohnte
3.trasse A .  Beide Häuser wurden in der ifacht

• vT «v • • ■**.vom ftfi zum 12. Juni 1945 bei einem Fliegerangriff 
schwer getroffen. Die IClägerin zog nunmehr zu ih­
rer Cousine, der Witwe E ^ ^  in D ^ m p ) ,  
strasse 01 Diese ist die Hutter der Beklagten.

Die IClägerin hat behauptet, sie habe im Keller des 
Hauses X p p H ^ s t r a s s e ^ p  einen Geldbetrag von mehr 
als 150.000 EH in einem I.Ittlleizner aufbey/ahrt. Diesen
Betrag habe sie einige Tage nach, dem Angriff durch
SA-IIänner, die bei der Bergung des Eigentums gehol­
fen hatten, in die Wohnung der Frau bringen
lassen. Sie habe das Geld in Gegenwart der letzte­
ren gezählt. Zusammen mit einem Betrag von 68.000 
K.I, den sie bei sich, getragen habe, habe sich ein 
Gesamtbetrag von 219.000 EH ergeben. Dieses Geld 
habe sie einige Tage später zur Beklagten geschafft, 
um es Wachforochungen der Bolizei und des Finanzamts 
zu entziehen. In Gegenwart der Beklagten habe sie 
das Geld nochmals gezählt. Es sei sodann in zwei 
Schuhkartons verschnürt und von der Beklagten zur 
Verwahrung übernommen worden. Sie,' die Klägerin, ha­
be sich später von diesem Geld..10.00 •.Äl aushändigen 
lassen. . . \

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu verur­
teilen, ihr 218.000 KI nebst 4 Zinsen seit dem 
1. Hai 1945 zu zahlen. Die Beklagte hat gebeten, 
die Klage abzuweisen. Sie hat die Behauptungen der 
IClägerin in vollem Umfang bestritten.
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Las Landgericht hat der Klage in Höhe von 136.000 
EH stattgegeben., Es hat auf Grund der Beweisauf- 
nähme als erwiesen angesehen, dass die Zeugen 

und Geld im Betrage von ICO.000
bis 150.000 RM aus dem Keller der Klägerin ge­
borgen und in die Wohnung der Zeugin ße~
bracht haben, und dass die Beklagte später min­
destens 136.000 RM von der Klägerin zur Aufbe­
wahrung erhalten hat.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung 
und die Klägerin Anschlussberufung eingelegt.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage in vol- * 
lern Umfang abzuweisen.

Die Klägerin hat unter. Umstellung auf D-Mark ge­
beten,
1. die Berufung der Beklagten zurückzuweisen,
2. auf ihre Berufung das Urteil des LG zu än­

dern und die Beklagte zu verurteilen,
an sie weitere 8.200 DM, insgesamt also 
21.800 DM nebst 4 # Zinsen seit dem 1..Mai 
1945, davon aber 10.499*70 DM nebst 4 #
Zincen seit der Zustellung der.Pfändungs­
verfügung an das Einanzamt D 
als Pfandgläubiger zu zahlen

Inzwischen hatte nämlich das Finanzamt die Klag­
forderung wegen rückständiger Steuern, Gewinnab-
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fübrung usw in Höhe von 104.997*02 RM gepfän­
det.

Das Oberlandesgericht hat das Urteil des Land­
gerichts teilweise geändert und die Beklagte un­
ter Klagabweisung im (ihrigen verurteilVj;fl|^^:;

a) an das Finanzamt ri-
10.499,70 DM (Zehntausendvierhundertneun­
undneunzig DM 70 Dpf) nebst 4 cß> Zinsen 
seit dem 20. März 1948,

b) an die Klägerin ^
3.000,30 DM (Dreitausend DM 30 Dpf) nebst 
4 Zinsen seit dem 1. November 1945, so­
wie weiter 4 # Zinsen von 10.499,70 DM
(Zehntausendvierhundertneunundneunzig DM 
70 Dpf) für die Zeit vom 1. November 1945 
bis zum 19. März 1948 

zu zahlen.

Das Oberlandesgericht ist im wesentlichen der 
Begründung des Landgerichts gefolgt. Es hat au$; 
firund der Aussage des Zeugen eines Bru­
ders der Beklagten,, als erwiesen angesehen, dass 
die Klägerin der Beklagten 136.000 RM in noch 
brauchbaren Geldscheinen übergeben hat und hat 
hiervon den Betrag von 1000 RM abgesetzt, den 
die Klägerin nach ihrem eigenen Vortrag zurück­
erhalten hat.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision
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der Beklagten, mit der sie weiterhin die Abwei­
sung der Klage in vollem Umfange erstrebt.

Die Klägerin bittet um Zurückweisung der Revi­
sion.

Ent ei dungsgründe,.

Die Revision ist zulässig, jedoch unbegründet-

I.
Hinsichtlich, der Klaggrundlage rügt die Revi­
sion, dass das Berufungsgericht den Anspruch 
der Klägerin auf die §§ 989 ff BGB gestützt 
habe, ohne ausreichende Feststellungen hierzu 
zu treffen. Die Rüge ist begründet, im Ergeb­
nis jedoch unerheblich.

1.) Hach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
ist davon auszugehen, dass die Klägerin Eigen­
tümerin der streitigen Geldscheine gewesen ist, 
da ihr insoweit für die Zeit vor der Übergabe 
der Geldscheine an die Beklagte die Eigentums- 

> Vermutung des § 1006 BGB zur Seite.steht. Das 
Berufungsgericht hat als Klaggrundiage die-£§
985, 9S0, 992 und 275 EGB angesehen (S 6 des 
Urteils). Von diesen scheidet § 985 BGB aus, weil 
die Klägerin nicht Herausgabe der Scheine begehrt, 
sondern einen reinen Geldanspruch verfolgt. Das
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Das mag für die Zeit vor der Y/ährungsreform nicht 
immer zweifelsfrei gewesen sein, ist aber eindeu­
tig, seitdem die Klägerin ihren .Antrag auf D-;Jark 
umgestellt hat* Es handelt sich, nunmehr nur um 
einen Schadenersatzanspruch, der auf Entschädi­
gung in Geld, gerichtet■ ist, weil die Reichsmark­
scheine infolge der T/ährungsreform wertlos ge­
worden sind und daher die etwaige ITaturalherStel­
lung (zB Ruckschaffung der Reichsmarks che ine) zur 
Entschädigung der Klägerin nicht genügend wäre 
(§251 BGB). Diesen Schadenersatzanspruch kann die 
Klägerin aber auch nicht ohne weiteres auf § 9SO 
BGB stützen; diese Vorschrift setzt nach, der un­
ter 2) noch näher zu erörternden Rechtsprechung 
des.Reichsgerichts voraus, dass der Besitzer, der" 
das fremde Eigentum verletzt, schon vor dem Zeit­
punkt der Eigentumsverletzung unredlicher Besit­
zer geworden ist (RGZ 101, 310). Mit dieser Reclt- 
sprechung hat sich das Berufungsgericht weder 
auseinandergesetzt noch hat es insoweit die in 
jedem Palle erforderlichen Peststellungen getrof­
fen. Die vom Berufungsgericht weiter erwähnte Be­
stimmung des § 992 BGB kommt nicht in Betracht, 
weil die Beklagte sich den Besitz auch nach dem 
Vorbringen der Klägerin weder durch verbotene Ei­
genmacht (§ 858 BGB) noch durch eine strafbare 
Handlung verschafft hat. Hierbei kann dahinge­
stellt bleiben, ob die Beklagte sich mit der Ver­
wahrung des Geldes der Begünstigung (§ 257 'StCf̂ D)
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oder Geldhortung(§| l d Kriegswirtschaftsverord­
nung idP der VO v 25o3.42 RGI31 I S 147) schul­
dig gemacht hat« Denn durch solche Handlungen 
hat sie sich keinesfalls den Besitz verschafft. 
§ 992 BGB bezieht sich insoweit nur auf Ver- 
stösse ‘gegen Strafvorschriften, welche wegen 
der Art der Besitzverschaffung mit Strafe be­
droht sind (EGZ 105, 86). § 275 BGB schliess­
lich, den das Berufungsgericht noch anführt, 
regelt nur, inwieweit der Schuldner von der 
Verpflichtung zur Leistung infolge eines von 
ihm nicht zu vertretenden Umstands frei wird.

2.) Auf § 990 BGB liesse der Anspruch der Klä­
gerin sich nur dann stützen, wenn die von Wolff 
(Das Sachenrecht 1932, S 290, 294) vertretene 
Auffassung richtig wäre, dass unrechtmässiger 
Besitzer im Sinne dieser Bestimmung nicht nur 
der ganz ohne Recht Besitzende, der "ITichtbe- 
rechtigte" im eigentlichen Sinne sondern auch 
der "Nicht-so-Berechtigte" ist, zB ein zum 
Premdbesitz Berechtigter, der sich als Eigen­
besitzberechtigter verhält. Unter dieser Vor­
aussetzung würde die Beklagte im vorliegenden 
Palle insoweit aus § 990 BGB haften, als sie 
über Eigentum der Klägerin zu ihren eigenen 
Gunsten verfügt hat. Der Eintritt der Bösgläu­
bigkeit würde hiernach mit dem Zeitpunkt der 
Eigentumsverletzung zusammenfallen können.



In eine ähnliche Richtung weist die in JV/ '1924, 
17*15 veröffentlichte Entscheidung des Reichs­
gerichts, nach welcher der Finder gutgläubiger 
Besitzer ist, solange er den Fund nicht unter­
schlagen will, und er erst dann als bösgläubig 
angesehen werden kann, wenn feststeht, dass er 
den Fund unterschlagen, den Besitz also nicht 
für den Eigentümer ausüben will. Hiervon abwei­
chend hat jedoch insbesondere lent (Bie Geset­
ze skonkurrenz im bürgerlichen Hecht und Zivil­
prozess, 1912, Ed I S 258) die Auffassung ver­
treten, die §§ 987 ff behandelten nur den Fall 
des von vornherein unrechtmässigen Besitzes; 
sie setzten voraus, dass der Hauptanspruch auf 
Herausgabe bereits begründet' sei bezw (beim Er­
satz) bereits begründet gewesen sei. Auf den 
vorliegenden Fall angewandt würden nach dieser 
Rechtsansicht nur solche Eigentumsverletzungen 
unter § 990 BGB fallen können, die die Beklag­
te begangen hat, nachdem die Klägerin das Geld 
zurückverlangt hatte. Dabei könnte dahingestellt 
bleiben, ob der zwischen den Parteien geschlos­
sene Verwahrungsvertrag gültig oder nichtig war. 
Denn das in 5 868 BGB vorausgesetzte Besitzmitt­
lungsverhältnis braucht nicht rechtsgültig zu 
sein;, die Beklagte war daher, solange die Klä­
gerin die Rückgabe nicht gefordert hatte, auch 
bei nichtigem Verwahrungsvertrage eine der Klä­
gerin gegenüber zum Besitz des Geldes berechtig-
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te gutgläubige Premdbesitzerin (vgl RGZ 98,
131; 101, 312).

Die augedeutete Streitfrage zur Auslegung des 
§ 987 und des § 990 BGB kann M e r  aber auf sich 
beruhen.

Zum mindesten kommen anstelle der vom Berufungs­
gericht angewandten Vorschriften die §§ 823 und 
989 BGB als IClaggrundlage in Betracht. Hierbei 
ist § 989 BGB anwendbar, soweit es der Beklag­
ten nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit (Klag 
Zustellung am 26. August 1946) infolge ihres Ver 
schuldens unmöglich geworden ist, die Geldschei­
ne an die Klägerin herauszugeben, ferner inso­
weit, als Geldscheine, die die Beklagte etwa 
noch herausgeben konnte, aber schuldhaft nicht 
herausgegeben hat, infolge der 1948 durchgeführ­
ten Währungsreform wertlos geworden, mithin im 
Sinne des § 989 verschlechtert worden sind. So­
weit die Beklagte schon vor dem Eintritt der 
Rechtshängigkeit über die Geldscheine der Klä­
gerin verfügt hat, haftet sie dagegen aus § 823 
BGB, weil sie damit das Eigentum der Klägerin 
an den Geldscheinen vorsätzlich und widerrecht­
lich verletzt hat. Dieser Ersatzanspruch wird 
durch die in den §§ 987 ff BGB für das Verhält­
nis zwischen Eigentümer und Besitzer getroffene 
Sonderregelung, insbesondere durch § 993; Abs 1



Harbsatz 2, nicht ausgeschlossen. Denn es ist 
allgemein anerkannt, dass der Fremdbesitzer, 
der den Rahmen seines. Besitzrechts überschrei­
tet, insbesondere die in seinem Besitz befind'--’!7 s !. 8 ,

... . *. 'liehe Sache veräussert oder sie sonst dem EiT 
gentümer entzieht, sich einer Eigentumsverlet- ■ 
zung schuldig macht,.für die er dem Eigentümer 
hach den allgemeinen Grundsätzen des.§ 823 BGB 
haftet (RGZ 157, 135). Auch Y.'olff aaO bemerkt, 
dass die Schadenshandlungen des Besitzers im 
Rahmen des Besitzrechts liegen müssten, dasher 
zu haben glaube, wenn er redlich erscheinen sol­
le. Er führt hierzu sogar die Entscheidungen des 
RG in RGZ 101, 3*10; 106, 149 an, ohne sich al­
lerdings damit auseinanderzusetzen, dass die 
erstgenannte Entscheidung die Anwendbarkeit des 
£ 990 BGB ausdrücklich verneint, wenn der Be­
sitzer nicht schon vor dem Zeitpunkt der Eigen­
tumsverletzung unredlich, d.h. bösgl&big gewesen 
ist. Im Ergebnis führen jedenfalls beide Rechts­
meinungen zu einem Ersatzanspruch.

3.) Auch von dieser anderen rechtlichen Beurtei­
lung aus genügen die Feststellungen des Berufungs­
gerichts, um seine Entscheidung zu tragen. Das Be­
rufungsgericht hat zwar hierzu nur festgestellt, 
dass die Klägerin der Beklagten 136.000 RI-I an noth 
brauchbaren Scheinen übergeben und hiervon I.000 
KM zurückerhalten habe. Da die Beklagte aber be-
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streitet, das Geld bekommen zu haben und schon 
wegen dieses Bestreitens nicht dabei mitwirken 
kann, den Verbleib des Geldes aufzuklären, sind 
nähere. Feststellungen kaum denkbar. Sie sind 
auch entbehrlich. Denn soweit die Beklagte schon 
vor der Tährungsreform ausserstande war, die Geld 
scheine herauszugeben, ist der Schluss, dass sie 
über die Geldscheine unberechtigt verfügt hat, so 
naheliegend, dass sie gegebenenfalls mindestens 
darlegen musste, inwiefern eine solche Verfügung 
nicht schuldhaft (§§ 989, 823 BGB) und nicht wi­
derrechtlich (§ 823 Abs 1 BGB) war. Soweit die. 
Beklagte noch anlässlich der Yfährungsreform Geld 
der Klägerin in Besitz hatte, liegt ihr Verschul­
den (§ 989 BGB) ohne weiteres darin, dass sie das 
Geld nicht vorher herausgegeben hat.

Auch für den Zinsanspruch brauchte das Berufungs­
gericht nicht festzustellen, seit welchem Zeit­
punkt ein Zahlungsanspruch der Klägerin besteht. 
Denn auch soweit zunächst nur eine Sachschuld 
auf Rückgabe der Geldscheine gegeben war, kann 
die Klägerin, mindestens seitdem sie die Rück­
gabe verlangt hat, Zinsen als Verzugsschaden 
nach § 990 II 3GB, daneben auch nach § 849 BGB 
fordern. *
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II.
Gegenüber diesem auf die §§ 823 und 989, 990 BGB 
gestützten Anspruch der Klägerin kann die Beklagte 
nicht einwenden, dass die Rückforderung aus Rechts­
gründen ausgeschlossen sei. Auch hierbei kann da­
hingestellt bleiben, ob die Beklagte sich der Geld­
hortung und der-Begünstigung schuldig gemacht hat. 
Dies würde nicht den Schluss rechtfertigen, dass 
sie diö Geldscheine der Klägerin behalten und nach 
ihrem Belieben über sie verfügen durfte, und dass 
die Klägerin sie weder zurückforderri, noch Scha­
denersatz wegen unberechtigter Verfügungen verlan­
gen kanh. ^ .-7

/■*
/

1.) Die Bestimmung des § 817 Satz 2 BGB, auf die 
die Revision sich beruft, kommt hier nicht in Be­
tracht. Tach dieser ist die Rückforderung von Lei­
stungen, die gegen ein gesetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten verstossen, nur im Rahmen 
des Rechts der ungerechtfertigten Bereicherung 
ausgeschlossen. Es ist schon umstritten, ob die­
se Ausnahme nur für die Bälle des % 817 Satz 1 
BGB oder über ihren Tortlaut hinaus auf alle An­
sprüche aus den §5 812 ff BGB gilt (vgl RGZ 151,
70; 161, 55). Als engbegrenzte Ausnahmevorschrift 
aus dem Bereicherungsrecht kann sie jedenfalls 
nicht auf Ansprüche aus Eigentum (§§ 985 ff BGB) 
und unerlaubter Handlung*ausgedehnt werden. Hier­
an ist mit OGHZ 4, 57 gegen die Entscheidun­
gen des Landgerichts Göttingen (NdsRpfl 1948, 130



und 19519 86) festzuhalten. Der Ausgangspunkt des 
Landgerichts ’Göttingen, es könne niemand auf dem 
Umweg über eine dingliche oder eine Schadenersatz­
klage verlangen, was die Bestimmung über die Be­
reicherung in § 817 BGB versage, ist in mehrfa­
cher Hinsicht unhaltbar. Y.enn ausser dem Berei­
cherungsanspruch ein Anspruch aus den §§ 985 ff 
oder .823 ff 3GB besteht, dann ist dieser der 
nüchstliegende. Von einem Umweg lässt sich eher 
sprechen, wenn statt dessen in erster Linie der 
Bereicherungsanspruch geltend gemacht würde. Das 
folgt überdies für die Ansprüche aus den §§ 987 ff 
BGB schon daraus, dass diese eine Sonderregelung 
für die Beziehungen zwischen Eigentümer und Be­
sitzer enthalten, die andere Ansprüche, insbe­
sondere auch wegen ungerechtfertigter Bereiche­
rung grundsätzlich ausschliesst (HG GZS 163,
351) • Das Rechtsleben kennt ausserdem weithin 
die-Erscheinung, dass von mehreren IClaggrundla- 
gen im gegebenen Falle nur die eine oder andere 
zum Ziele führt. Die Bereicherungsansprüche ge­
hören zudem dem Billigkeitsrecht an und stehen 
deshalb in besonderem l̂ asse unter dem Grundsatz 
von Treu und Glauben (Gramm bei Palendt 9. Aufl 
Einführung 1 vor 812 3GB). Dieser Eigenart ent­
spricht eine Sondervorschrift wie § 817 Satz 2 
BGB. Deshalb kann auch aus ihr nicht ohne weite­
res ein allgemeiner Rechtsgrundsatz abgeleitet 
werden. Uenn der Klaganspruch auf die 823 oder



985 ff BGB gestützt werden kann, steht dem Kläger 
durchweg auch ein von der HechtsOrdnung stärker 
geschütztes Recht zur »Seite als dem blossen Be­
reicherungsgläubiger, im vorliegenden Palle das 
straf- und zivilrechtlich in besonderem Hasse 
geschützte Eigentum. Schliesslich, ist noch zu 
bedenken, dass die Ausdehnung des 5 817 Satz 2 
auf alle Bereicherungsansprüche mit dem Charak­
ter dieser Bestimmung als Strafvorschrift be­
gründet worden ist (EGZ 151, 70). Das mag dem­
jenigen gegenüber, der nur einen Bereicherungs­
anspruch hat, gerechtfertigt sein. Im allgemei­
nen ist es aber nicht Aufgabe des bürgerlichen 
Hechts, mit Strafen einzugreifen, die weit über 
das hinausgehen können, was das Strafrecht selbst 
vorsieht. Das ergibt sich auch bei Prüfung des 
vorliegenden Sachverhalts. Die Zurückhaltung von 
Geldscheinen wurde 1943 c'.uf Gerund der Verordnung 
vom 25«. Härz 1942 bereit milder verfolgt als 
bei Kriegsbeginn. Hach § 1 d Abs 4 aaO trat die 
Strafverfolgung nur auf Anordnung des Reichsmi­
nisters der Justiz ein. Wer zurückgehaltene Geld­
zeichen bei einem Kreditinstitut einzahlte, bevor 
eine Anzeige erstattet oder eine Untersuchung ein­
geleitet war* wurde nicht wegen Celdhortung.be- *straft. Dem war hinsichtlich der Straffreiheit die 
Seibstanzeige gemäss 5 410 HAbgO gleichgestellt 
(Abs 3.aaO). Die Klägerin und gegebenenfalls auch
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V* •

die Beklagte konnten. also jederzeit durch Einzahlung 
der Scheine oder Selbstanzeige Straffreiheit erlan­
gen. .Als einzige Verschärfung gab die Verordnung 

* vom 25. März 1942 in § 1 d Abs 2 die Möglichkeit., 
zurückgehaltene Geldzeichen neben der Strafe ohne 
Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse und sonstige 
Rechte Dritter einzuziehen, aber auch nur als ei- * 
ne ICannvorschrift, die eingeführt worden ist, weil 
. gehortetes Geld nicht zu den in § 40 StGB aufge­
führten Gegenständen gehört, sondern Gegenstand der 

. . Straftat war und als solcher nach dem StGB nicht 
. eingezogen werden konnte. Diese sorgfältig abge­
wogene und vorsichtige strafrechtliche Regelung 
lässt keinen Grund dafür erkennen, die Klägerin 
von der Verfolgung ihrer zivilrechtlichen Eigen­
tumsansprüche auszuschliessen. Abs 3 aaO würde im . 
Gegenteil eher für einen Anspruch der Eigentümerin 
auf Rückgabe gehorteten Geldes zur Einzahlung bei 
einem Kreditinstitut oder, damit gleichwertig, auf 
unmittelbare Einzahlung bei einem Kreditinstitut 
sprechen. Auch im vorliegenden Ralle wäre eine 
solche Einzahlung, und zwar auf den Hamen der Klä­
gerin, der geeignetste \7eg gewesen, die gestörte 
Rechtsordnung wieder herzustellen. Die Revision 
hat insoweit zutreffend darauf hingewiesen, dass 
die Beklagte nach den §§ 677» 679 EGB berechtigt 
gewesen sei, die Geldscheine auch bei entgegen­
stehendem Killen der Klägerin bei einem Kreditin­
stitut einzuzahlen. Die Revision verkennt dabei
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jedoch, dass die Beklagte dieses Geschäft nur dann 
für die-Klägerin besorgt hätte, wenn sie das Geld 
auf deren Kamen eingezahlt hätte. Sie kann daher 
der Klägerin nicht entgegenhalten, sie müsse Zah­
lungen im Gesamtbetrag von 25-000 5H gegen sich 
gelten lassen, die sie, die Beklagte, nach dem ei­
genen Vortrag der Klägerin auf die Konten ihrer 
Sühne bei der R ^ m f | ^ - B a n k  in geleistet
habe. Bass die Klägerin mit solchen Einzahlungen 
auf fremde Konten einverstanden gewesen sei, ist
von ihr nirgends vörgetragen worden und auch sonst

✓nicht ersichtlich. Es ist daher davon auszu^ehen,
. /dass solche Einzahlungen, die das Eigentum (der 

Klägerin an den Geldscheinen untergehen liessen, 
ohne ihr zugleich Ansprüche gegen das Kreditin­
stitut zu verschaffen, rechtswidrige und schuld­
hafte Eigentumsverletzungen durch die Beklagte 
darstellen.

2.) Die Revision macht nach-allem auch zu Unrecht 
geltend, der Rechtsweg sei nicht zulässig, weil 
das prozessuale Siel der Klägerin nicht schutz- 
würdig sei. Der Klägerin kann nicht ein nach dem 
BGB begründeter Ersatzanspruch aus allgemeinen 
prozessrechtiichen Erv/ägungen abgeschnitten werden 
und damit..der Beklagten/möechtmässig erworbener 
Vorteil, nur deshalb belassen werden, weil die 
Klägerin nicht beim Erwerb, sondern nur bei der 
Verwendung ihres Eigentums gefehlt hat. Der Sv/eck

\
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der Klage, die durch die Beklagte verletzte Ei­
gentums Ordnung, soweit es noch, möglich ist, wie­
der herzustellen, ist daher auch dann schutzwür­
dig, wenn die Klägerin von ihrem Eigentum nicht 
den. von der Rechtsordnung erwarteten Gebrauch ge­
rne cht hat. Im vorliegenden Balle ist - ohne dass 
es entscheidend darauf ankäme - die Schutzwürdig­
keit des Klagbegehrens um so weniger zu vernei­
nen, als die Klägerin einen Teil des Geldes auch 
ohne Verstoss gegen die Kriegswirtschafts-VO 
hätte zurückh'alten dürfen, das Urteil des Beru­
fungsgerichts auch nur auf Zahlung eines verhält­
nismässig geringen Teiles der angeblich gehorte­
ten Gesamtsumme an die Klägerin selbst■ ge 
übrigen jedoch .der zuerkannte Betrag in Höheivvön^. 
10.4-99.;70 UM von der Beklagten an das Finanzamt 
abzuführen ist. Damit trägt gerade die vorlie­
gende Klage dazu bei, das Geld der Klägerin - 
wenn auch nur mit Hilfe eines Ersatzanspruchs r 
einer der staatlichen Stellen zuzuführen, denen 
es nach ihrem eigenen Vortrag entzogen werden 
sollte.

IV.. .
Bes weiteren richten sich die Angriffe der Revi­
sion gegen die tatsächlichen Feststellungen des 

. . Berufungsgerichts. Diese Feststellungen sind je- 
doch für den Senat bindend, da kein begründeter
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Vorwurf in bezug auf die Feststellung erhoben 
worden ist (§ 561 Abs 2 Z?0). Die Revision rügt 
hierzu vor allem, das Berufungsgericht habe die 
Dichtigkeit der Aussagen des Zeugen nicht
ausreichend geprüft.. Das Berufungsgericht hat 
in erster Linie caif 'Grund der. Aussagen dieses Zeu­
gen als erwiesen angesehen, dass die Klägerin der 
Beklagten 136.000 PU in noch brauchbaren Scheinen 
übergeben hat. Es hat diese Annahme sehr einge­
hend begründet..Ein Verstoss gegen § 286'ZPO ist
nicht ersichtlich. ( ..

. \
\

Im- einzelnen ist hierzu zu bemerken:

1.) Die Revision meint, es widerspreche der. Le­
benserfahrung, wenn das Berufungsgericht davon 
ausgegangen sei, das Bestehen von Spannungen 
- hier zwischen dem Zeugen und seiner Schwe­
ster, der Beklagten - sei kein hinreichender 
Grund, die Glaubwürdigkeit eines Zeugen anzu- 
zv/eifeln. Dieser Satz ist allerdings in dieser 
allgemeinen Fassung nicht unbedenklich. Das Be­
rufungsgericht hat aber ersichtlich nur zum Aus­
druck bringen wollen, dass Spannungen allein nicht 
genügen, um die Aussage eines Zeugen für unglaub­
würdig zu erklären, wenn sonstige Gründe für sei­
ne Glaubwürdigkeit sprechen;, denn an den. von der 
Revision beanstandeten Satz schliesst sich die 
?reststellung an, das gelte jedenfalls für den vor-



- 19 -

liegenden Fall. Das Berufungsgericht hat also, wie 
die Revision fordert, auf den konkreten Zeugen und 
die ihn betreffenden Spannungen ausdrücklich ab- 
g^stellt. Dabei hat es die feindliche Einstellung 
des Zeugen gegen die Beklagte eingehend, ge­
würdigt (S 9 bis 13 des Urteils) und insbesondere 
zum Ausdruck gebracht, es habe die 'Iberzeugung, 
dass der Zeuge sich auch durch seine feindliche 
Einstellung nicht habe verleiten lassen, von der 
Y/ahrheit abzuweichen, weil einejsehr grosse inne­
re Wahrscheinlichkeit für die von der Klägerin ge­
gebene und von ihm bestätigte Darstellung, spreche. 
Die Ausführungen des Berufungsgerichts hierzu*läs- 
sen keinen Verstoss gegen Verfahrensregeln? oder: 
die Denkgesetze erkennen.

2.) Die Revision rügt,, das Berufungsgericht habe 
für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Zeu­
gen nicht über die Behauptungen der Beklag­
ten hinweggehen dürfen, in einem Strafverfahren 
gegen ihn wegen .Beleidigung der Reichskulturkam- 
mer habe der Gerichtsarzt festgestellt, dass er 
schwachsinnig sei, und weiter, er habe in einem 
Anfall geistiger Störung früher einmal einen 
Selbstmordversuch unternommen, wobei er sich 
beide Pulsadern aufgeschnitten und im Frackan­
zug auf seinen Tod gewartet habe (Bl 130.ff?222 
Ä GA). Dieses Vorbringen hat das Berufungsgericht 
nicht übersehen, jedoch mit dem Bemerken dahin-
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gestellt gelassen, die Aussage des Zeugen 
erschiene ihm auch dann glaubhaft, wenn die Be­
hauptung der Beklagten zutreffen sollte. Bas ist 
angesichts des Spielraums, den § 266 ZPO der frei­
en richterlichen Überzeugung bei der Beweiswürdi­
gung einräumt, nicht zu beanstanden, zumal das Be­
rufungsgericht seine Annahme eingehend mit einem 
Hinweis auf die Bestimmtheit und Avisführlichkeit 
der Aussage sowie mit Ausführungen darüber be­
gründet hat, dass der Zeuge die Angaben der Klä­
gerin nicht in vollem Umfange bestätigt,: sondern 
auch - insbesondere hinsichtlich der Höhe -\ zu 
ihrem Nachteil ausgesagt habe.

V.
Die Revision bemängelt ferner, das Landgericht 
habe die Aussage des Zeugen ^ 0 / ^  nicht hinrei­
chend berücksichtigt, soweit sie für die Beklag­
te günstig sei.

; Die Revision geht insoweit zunächst fälsch­
lich davon aus, dass der Zeuge ausgesagt
habe, auch die Klägerin habe ihm erklärt, sie ha­
be einige 1000 RLI zurückgenommen. Der Zeuge hat 
vielmehr bekundet, er könne nicht mehr sagen, 
welchen Betrag die Klägerin ihm damals genannt 
habe (Bl 201 GA).

2.) Die Revision macht geltend, nach der Aussage

■ ■:*
■: I
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des Zeugen E^^fc habe die Beklagte erklärt, sie 
habe einen Teil der ihr von der Klägerin überge­
benen Geldscheine bei der Reichsbank eingetauscht. 
Hierdurch sei das Eigentum der Klägerin unterge- 
gsmgen, an seine Stelle jedoch nur ein Bereiche­
rungsanspruch getreten, der nicht verfolgt wer­
den könne. Biese Schlussfolgerungen treffen nicht 
zu. Burch den etwaigen Umtausch verlor zwar die 
Klägerin das Eigentum an den angesengten Geld­
scheinen. Bie Reichsbank übereignete jedoch die 
dafür eingezahlten Geldscheine an denjenigen, 
den es anging, grundsätzlich also an den bishe­
rigen Eigentümer der angesengten Scheine, hier 
also an die Klägerin. Bür diese konnte die Be­
klagte die Scheine in Empfang nehmen und damit 
eine wirksame Einigung über den Eigentumsüber­
gang (§ 929 BGB) sicherstellen. Wenn die Beklag­
te diesen Rechtserfolg dadurch vereitelt hat, 
dass.sie die angesengten Scheine nicht für die 
Klägerin, sondern für sich selbst eintauschen woll- 
te und dadurch keine wirksame Einigung zustande 
gekommen ist, dann hat sie widerrechtlich und 
schuldhaft das Eigentum der Klägerin verletzt 
und sich nach 5 823 BGB ersatzpflichtig gemacht. 
Basselbe würde gelten, wenn entgegen den vorste­
henden Ausführungen anzunehmen wäre, der Beamte 
der Reichsbank-habe den Willen gehabt, ihr die 
Scheine zu übereignen und sie sei damit einver­
standen gewesen.
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3.) Die Revision rügt ferner zu Unrecht, das Be­
rufungsgericht habe nicht geprüft, oh die Scheine, 
die die Beklagte nach, der Aussage des Zeugen E^p 
A  im Ofen verbrannt habe, noch, umtauschfähig 
gewesen seien und einen Wert gehabt hätten« Das 
Berufungsgericht hatte von seiner näher begrün­
deten Peststellung aus, dass die Beklagte von 
der Klägerin 136.000 EM in noch brauchbaren Schei­
nen erhalten habe, keinen Anlass, in eine beson­
dere Prüfung dieser Präge einzutreten. Denn in 
seiner PestStellung, dass die Scheine brauchbar
waren, lag bereits die Prüfung, dass sie un/tausch-\
fähig gev;esen sind und einen Yfert gehabt haben.

4.) Die Revision meint weiter, das Berufungsge­
richt habe die in der Eingabe des Zeugen 
vom 7» April 1948 (Bl 27 ff /Jjy GA) wiederge­
gebene Erklärung der Beklagten aufklären müssen, 
die Klägerin habe ihr versprochen, sie dürfe ei­
nen guten Teil des Geldes als Belohnung behalten, 
./enn. das richtig sei, sei eine Verfügung der Be­
klagten über diesen Teil weder widerrechtlich noch 
schuldhaft geweseh. Das trifft nioht zu. Die Revi­
sion gibt schon die Erklärung des Zeugen 
nicht ganz richtig wieder. In dieser heisst es: 
"Zur Belohnung sollte meine Schwester dann spä­
ter einen guten Teil des Geldes behalten dürfen". 
Das kann nur bedeuten, dass die Beklagte bei der 
Rückgabe des Geldes oder zu einem anderen von der
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IClägerin noch zu bestimmenden Zeitpunkt einen Teil 
des Geldes als Belohnung bekommen sollte. Ohne wei­
teres war die Beklagte hiernach jedoch nicht über 
diesen - übrigens völlig unbestimmten - Teil ver­
fügungsberechtigt .

VI.
Die Revision bemängelt, dass das Berufungsgericht 
der Beklagten die Beweislast für die Zahl der 
brauchbaren Scheine auferlegt habe. Insoweit hat 
das Berufungsgericht ausgeführt, die Beklagte ba­
be dadurch, dass sie die ihr übergebenen Geld­
scheine nicht herausgebe, der IClägerin schuld­
haft den dieser obliegenden Beweis ihrer Brauch­
barkeit unmöglich gemacht. Es entspreche der stän­
digen Rechtsprechung des Reichsgerichts, die auch 
vom Obersten Gerichtshof für die Britische Zone 
(OGKZ 1 , 268 ^70/) übernommen worden sei, dass 
eine solche Partei sich nicht auf die Beweislast 
des Gegners berufen könne. Vielmehr sei ihr ge­
genüber die betreffende gegnerische Behauptung 
als wahr zu unterstellen, bis sie nachv/eise, dass 
die Behauptung des Gegners unrichtig sei. Das Be­
rufungsgericht hat ausdrücklich bemerkt, dass es 
diesen Grundsatz der vereitelten Beweisführung 
nicht wegen der Höhe des an die Beklagte überge­
benen Betrages, sondern nur hinsichtlich der Prä­
ge anwende, welche der übergebenen Scheine etwa 
wegen Beschädigung wertlos gewesen seien. Diese
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Ausführungen lassen keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Der Revisionsangriff hiergegen ist aber auch 
schon deshalb unbegründet, weil die Ausführun­
gen des Berufungsgerichts zum Grundsatz der ver­
eitelten Beweisführung nur eine Hilfserwägung 
sind, die Entscheidung somit nicht auf ihnen be­
ruht. Denn, nachdem das Berufungsgericht schon 
auf S 17 des angefochtenen Urteils festgestellt 
hatte, es sehe als erwiesen an, dass die Kläge­
rin der Beklagten 136.0C0.—  RM an noch brauch­
baren Scheinen übergeben habe, und diese pfest- 
stellung näher begründet hatte., hat es die'an­
gegriffenen Erwägungen auf S 18 des Urteils nur 
ergänzend angestellt, ohne seine vorherige Fest­
stellung, dass der Beweis geführt sei, irgend­
wie einzuschränken. Auf die Frage, ob die Klä­
gerin für das Pehlen eines Beweismittels ver­
antwortlich sei, weil sie sich, keine Quittung 
habe geben lassen, kommt es schon aus diesem 
Grunde nicht an.

VII.
Die Revision rügt schliesslich, das Berufungs­
gericht habe die Beweismöglichkeiten nicht er­
schöpft. Es habe die Söhne der Beklagten nicht 
vernommen, den Zeugen nicht beeidigt und
auch die Präge, ob die Beklagte eidlich zu ver­
nehmen sei, nicht geprüft.
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1.) Die Söhne der Beklagten sollten bekunden, sie 
hätten niemals erfahren, dass die Klägerin 1943 
Geld in die Y/ohnung der Beklagten gebracht habe.
Die Beklagte sei auch ausserordentlich überrascht 
gewesen, als. die Klägerin 1945 das Geld zurück- 
verlangt habe. Hierzu hat das Berufungsgericht 
ausgeführt, es könne als richtig unterstellt wer­
den, dass die Söhne der Beklagten bis 1945 nichts 
von dem Geld erfahren hätten, denn es habe im In­
teresse beider Parteien gelegen, möglichst wenig 
Personen Kenntnis zu geben. Der Beweisantritt sei 
daher nicht erheblich. Diese Ausführungen lassen 
keinen Verfahrensverstoss erkennen. Das Berufungs- 
gericht hat sich zwar nicht ausdrücklich mit -dem 
zweiten Teil des Beweisantritts, der Jusserung der 
Überraschung im Jahre 1945, aüseinandergesetzt, .hat 
ihn aber offensichtlich für entbehrlich gehalten. 
Denn wenn die Beklagte ihre Söhne nicht vorher ein­
geweiht hatte, dann lag es für sie nahe, 1945 die 
Überraschte;.zu spielen. Die Bevisiori meint zwar,
es lasse sich erst nach Anhörung der Zeugen beur­
teilen, ob die Überraschung nur gespielt war. Die 
Wahrscheinlichkeit, durch eine Zeugenaussage fest­
zustellen, ob eine Überraschung echt oder vorge­
täuscht ist, ist jedoch so gering, dass das Beru­
fungsgericht sich aus solcher Erwägung über die­
sen Beweisantritt ohne' Verfahrensverstoss hinweg- • 
setzen konnte..
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2. ) Die Beeidigung des Zeugen stand im Rah­
men des § 39*1 ZPO im Ermessen des Berufungsge­
richts» Es hat hinreichend zu erkennen gegeben, 
dass es seine Aussage für bedeutsam gehalten hat, 
jedoch eingehend, insbesondere mit dem Hinweis 
auf die innere Wahrscheinlichkeit der Aussage j/ 
dieses Zeugen im Zusammenhang mit der übrigen. .\ 
Beweisaufnahme dargelegt, warum es sie für glaub­
würdig hält. Darin liegt eine ausreichende Be­
gründung dafür, warum es die Beeidigung des Zeu­
gen nicht für geboten erachtet hat,

■ (
3. ) Die Präge, ob die Beklagte zu beeidigen Üst, 
hat das Berufungsgericht geprüft (S 19 des Urteils).

VIII o
Die Revision war nach allem mit Kostenfolge aus 
$ 97 ZPO zurückzuweisen.

Dr.Bersch Bundesrichter Ascher Raske Johannsen 
ist durch Krankheit 
an der Unterschrift Kregel
verhindert.

Dr.Lersch
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